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Europäische Liberale Demokraten (ELD)
Nach dem enttäuschenden Verlauf der zweiten Direktwahlen zum Europäi-
schen Parlament — die Gesamtzahl der in der liberalen Fraktion zusammenge-
schlossenen Abgeordneten war von 38 auf 31 zurückgegangen — stellte sich für
die ELD im Jahr 1985 die Frage nach ihrer weiteren Entwicklung: Wie würde
es um die innere politische Kohäsion bestellt sein, würden sich die Mitglieds-
parteien wieder enger zusammenfinden und dem in gemeinschaftlichen Akti-
vitäten überzeugend Ausdruck verleihen? Wie würde es um das Engagement
einzelner Mitgliedsparteien innerhalb der Parteiföderation stehen, würde es zu
Entfremdung, Distanzierung, vielleicht gar Austritt einzelner Parteien kom-
men? Und wie würde sich das Verhältnis der Föderation zur Fraktion im EP
gestalten, der zwei große und insofern politisch wichtige Mitgliedsparteien gar
nicht angehören? Und schließlich: was würde die für das Jahr 1985 zu erwarten-
de Süderweiterung der EG für die Parteiföderation der Liberalen bedeuten:
Zuwachs und Stärkung oder eine Verbreiterung des Spektrums samt den damit
verbundenen Problemen?

Am 13. April 1985 wurde in Kopenhagen ein Parteiführertreffen abgehal-
ten1. Solche ,Gipfel-Treffen' sind in den Statuten nicht vorgesehen, sie spielen
aber bei den Liberalen traditionell eine wichtige Rolle. Der Umstand, daß dies-
mal nicht alle Mitgliedsparteien vertreten waren — demgegenüber waren die
Demokratische Reformpartei Spaniens und die portugiesische PSD durch füh-
rende Vertreter, als Beobachter, anwesend —, schmälerte allerdings den Wert
des Treffens nicht unerheblich.

In der Sache ging es um drei Problemkreise, die in der Schlußerklärung2

knapp zusammengefaßt wurden:
— Gemeinsamer Markt. Gefordert und befürwortet wurden erleichterte Ab-

fertigung an den Grenzen; Fortschritte auf dem Gebiet der Angleichung von
Standards und Normen; gemeinsame Anstrengungen auf dem Gebiet von
Forschung und Entwicklung, wobei transnationale Zusammenarbeit ver-
pflichtend und die Mobilität von Forschern erleichtert werden müßten.

— Europa und die Welt. Die Parteiführer bekennen sich zu freiem Welthandel
und appellieren in diesem Zusammenhang an die USA, an Japan und die
Staatshandelsländer.
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— Europäische Identität und Motivation. Nur wenn der EG-Entscheidungs-
prozeß effizienter wird, kann vermieden werden, daß die Menschen ihr Ver-
trauen in Europa verlieren. Sie müßten stattdessen motiviert werden, die in
der Gemeinschaft liegenden Möglichkeiten zu nutzen.

Fragen der EG-Reform, also von Plänen, eine Europäische Union zu errichten,
wie im Bericht des Dooge-Ausschusses vorgesehen, wurden gleichfalls erörtert.
Bedenken der dänischen Mitgliedspartei, die in ihrem Land zu den integra-
tionsfreudigsten politischen Gruppen zählt, waren dabei unüberhörbar. In ei-
ner aktuellen und wichtigen Frage zeigten sich also deutlich Meinungsunter-
schiede.

Zu einer Standortbestimmung sollte der Jahreskongreß werden, der vom
5.-7. Juni 1985 in Groningen abgehalten wurde. Auslöser für eine ideologische
Grundsatzdiskussion war der Bericht des belgischen Justizministers Gol über
innere Sicherheit („Schutz von Demokratie und bürgerlichen Freiheiten in Eu-
ropa"). Insbesondere britische und deutsche Liberale kritisierten vehement,
was für sie eine zu ausgeprägte ,law and order'-Position und mit liberalen
Grundprinzipien unvereinbar war. Mit großer Mehrheit angenommene Ände-
rungsanträge auf Vorschlag der britischen Liberalen wurden wiederum von
Belgiern, Holländern und Franzosen (die allerdings nur schwach vertreten wa-
ren) abgelehnt. Beteiligte und Beobachter nannten den Vorgang sicherlich zu-
treffend eine Zerreißprobe für die europäischen Liberalen3. Gelöst wurde der
Konflikt für den Augenblick durch Vertagung und Verzicht auf eine Entschlie-
ßung, die nach Lage der Dinge für einen Teil der Migliedsparteien nicht akzep-
tabel gewesen wäre.

Diese Auseinandersetzung um liberales Selbstverständnis und Grundsatzfra-
gen hatte Nachwehen4. Die belgische Mitgliedspartei von Minister Gol erwog
einen — zusätzlichen — Beitritt zur konservativeren EDU, was andere liberale
Parteien als Affront aufgefaßt hätten. Die britischen Liberalen hingegen führ-
ten eine interne Diskussion über einen Austritt sowie die Neuorganisation der
europäischen Parteienlandschaft. In ihren Reihen wurde darauf verwiesen, daß
bei einigen Fragen mehr Übereinstimmung mit Mitgliedsparteien anderer Par-
teiföderationen (der Sozialisten und der Christdemokraten) als mit allen libera-
len Schwesterparteien bestünden. Der Umstand wechselnder Konsens-Kon-
stellationen macht aber zugleich die Schwierigkeiten einer überzeugenden und
tragfähigen Alternative zu den bestehenden Bindungen in den existierenden
Parteiföderationen deutlich5. So fand sich für den Austritt auch keine Mehr-
heit, sicherlich in erster Linie mangels überzeugender Alternative. Der ganze
Vorgang beleuchtet beispielhaft, wie breit das Spektrum des politischen Libe-
ralismus im gegenwärtigen Europa ist6.

Zur äußeren Sicherheit lag ein Bericht des Italieners Spadolini, Verteidi-
gungsminister seines Landes, vor. Bericht und angenommene Resolution sind
in ihrem Grundtenor ausgesprochen ,atlantisch'. Militärische Verteidigung ge-
höre zum Aufgabenbereich einer Europäischen Union, Europa und die USA
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müßten gleichberechtigt in der Allianz zusammenwirken. Zur Kooperation der
Europäer im Sicherheitsbereich müßten gehören: mehr Gemeinsamkeit in For-
schung, Entwicklung und Produktion im Verteidigungssektor; die Stärkung der
konventionellen Komponente, um so die nukleare Schwelle zu erhöhen; Wie-
derherstellung echter Partnerschaft (keine »Einbahnstraße') mit den USA bei
neuen Technologien sowie Waffenentwicklung und -handel. Schließlich wird
die Einsetzung einer aus den Stabschefs bestehenden Arbeitsgruppe gefordert,
die über die Schritte beraten sollen, die zur Stärkung der europäischen Vertei-
digungskooperation erforderlich seien.

Zu den Auswirkungen der Energieproduktion auf die Umwelt lag ein Bericht
des niederländischen Umweltministers Winsemius vor. Die Resolution ver-
weist auf das Nebeneinander ökonomischer und ökologischer Belange7, befür-
wortet gemeinsame Forschungsvorhaben und empfiehlt eine Reihe von (techni-
schen) Einzelmaßnahmen. Eine Resolution zur EG-Reform bezeichnet den
Dooge-Bericht als geeignete Grundlage für die Errichtung einer Europäischen
Union und fordert die Beteiligung des EP an der ins Auge gefaßten Regie-
rungskonferenz.

Vor allem auf Initiative der britischen Liberalen wurde mit Vorbereitungen
für die dritten Direktwahlen im Jahre 1989 begonnen. Das Programm müsse
kürzer sein als die bisherigen8, müsse sich auf Bereiche direkter EG-Kompe-
tenz beschränken, frühzeitig festgelegt werden und die inhaltlichen Ergebnisse
von Kongreßberatungen und -resolutionen einbeziehen. Die Liberalen bleiben
auch dabei, daß die Wahlen zum EP nach einem einheitlichen Wahlverfahren,
dem Verhältniswahlsystem, erfolgen müssen.

Der Kongreß wählte mit überwältigender Mehrheit Colette Flesch, Luxem-
burg, als Präsidentin9; sie hatte nach dem Rücktritt von Willy de Clercq — er
war Mitglied der Kommission geworden — die Funktion bereits kommissarisch
wahrgenommen. Auch das Exekutivkomitee wurde neugewählt, ohne daß es
wesentliche Änderungen gab.

Im Verhältnis zwischen der Föderation und ihren nationalen Mitgliedspartei-
en bleibt vieles unbefriedigend. Das liegt zum einen gewiß nach wie vor an der
ganz unterschiedlichen Repräsentanz der Mitgliedsparteien in den Organen der
ELD; mangelnde Präsenz und geringes bis fehlendes Engagement zeigen, daß
der transnationalen Parteienkooperation keine für die eigene Parteiarbeit rich-
tungweisende Funktion zuerkannt wird. Knappe Finanzmittel der ELD und ih-
re nach wie vor starke Abhängigkeit von organisatorischer und finanzieller Un-
terstützung durch die liberale Fraktion im EP sind ein weiteres Handicap. An-
gestrebt wird, die ELD als Rahmen für mehr intergouvernementale Koopera-
tion liberaler Minister in den EG-Mitgliedstaaten zu nutzen10; hier folgt die
ELD dem Vorbild und der Praxis der EVP.

Für das Verhältnis zwischen Parteiföderation und EP-Fraktion stellt die Ab-
senz wichtiger ELD-Mitgliedsparteien im EP das wohl gravierendste Problem
dar. Einerseits akzeptiert die Fraktion - mit dem starken französischen Ele-
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ment — keinerlei Führungsangspruch durch die Parteiföderation; andererseits
kann es gerade den nicht im EP vertretenen Parteien nicht gefallen, daß das,
was im EG-Bereich als ,liberale' Politik gilt, primär von der Fraktion bestimmt
wird. Zweifellos stellt aber auch bei den Liberalen die Fraktion das deutlich do-
minierende Element der transnationalen Parteienkooperation dar.

Zum Jahrswechsel 1985/86 wurde zunächst die spanische PRD Vollmitglied,
sodann die portugiesische PSD unter dem neuen portugiesischen Ministerpräsi-
denten Cavaco Silva11. Mit dieser Erweiterung der Mitgliedschaft der ELD war
auch eine Umbenennung verbunden: die Parteiföderation nennt sich jetzt Eu-
ropäische Liberale Demokraten und Reformer (ELDR). Wie sich die Einbe-
ziehung neuer Mitgliedsparteien auf Zusammenhalt und Profil der ELDR aus-
wirken wird, wird sich frühestens im Laufe des Jahres 1986 abzeichnen.

Bund der Sozialdemokratischen Parteien der EG

Im Vergleich zu den transnationalen Parteiföderationen der Liberalen und
Christdemokraten ist der Bund der Sozialdemokraten/Sozialisten heterogener
und daher auch lockerer; seine Struktur wird in Selbsteinschätzung als „koope-
rativ" bezeichnet; er sei keine „Überpartei"12. Das für die zweiten Direktwah-
len erarbeitete Wahlmanifest, die Wahlkampfführung der Mitgliedsparteien
und die von Ihnen eingenommene Haltung zu Grundfragen der EG-Politik und
des Integrationsprozesses im Wahljahr 1984 haben diese Merkmale bestätigt13.
Für das Jahr 1985 stellt sich daher erneut die Frage nach innerer Kohäsion und
Handlungsfähigkeit des Bundes.

Im Mittelpunkt der Arbeit des Bundes stand der Kongreß, der am 9./10.
April 1985 in Madrid abgehalten wurde14. Mit der Wahl des Konferenzortes
wollten die im Bund vereinigten Parteien ein Zeichen setzen und die insgesamt
erfolgreiche Einbeziehung der sozialistischen Parteien aus den beiden iberi-
schen Staaten — an der Schwelle zur Vollmitgliedschaft in der EG stehend —
demonstrieren. Der Beitrag der Parteien des demokratischen Sozialismus für
die Erweiterung der Gemeinschaft sollte so unterstrichen werden. Diese De-
monstration zielte auch auf innenpolitische Wirkung in Spanien: die Sozialisten
von F. Gonzalez sollten als Partei mit hohem Prestige in der westeuropäischen
,Familie' starker sozialistischer und sozialdemokratischer Parteien herausge-
stellt werden. Diesem Zweck diente der Auftritt vieler sehr prominenter Per-
sönlichkeiten anderer Mitgliedsparteien.

Unter dem Titel „Ein solidarisches und demokratisches Europa" nahm der
Kongreß eine politische Grundsatzerklärung an15. Als „wichtigste Herausfor-
derung" wird die „Modernisierung und Umwandlung des Produktionsappara-
tes" bezeichnet, die nur im größeren europäischen Kontext erfolgreich bewerk-
stelligt werden könne. Sie müsse „unter Schonung der Umwelt" erfolgen und
auf Wachstum und Bekämpfung der Arbeitslosigkeit ausgerichtet sein. Im ein-
zelnen werden die Verwirklichung des Binnenmarktes, die bessere Nutzung
seiner Ressourcen, ein öffentliches Investitionsprogramm in Höhe von 1 % des
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BSP in jedem Land, gemeinsame Initiativen auf dem Gebiet der Industrie-,
Forschungs- und Technologiepolitik sowie Arbeitszeitverkürzung gefordert.
Das EWS soll weiter ausgebaut werden (was die Vertreter der britischen La-
bour Party nicht unterstützen) und auf dem Gebiet des Welthandels wird die
„Idee des freien Warenaustausches" verteidigt. Die Erklärung spricht sich für
die Schaffung eines echten europäischen Sozialraums und den Ausbau der Bür-
gerrechte aus. Für den Umweltschutz werden Vorbeugemaßnahmen empfoh-
len. Die Gemeinsame Agrarpolitik wird einerseits als „wichtiger Bestandteil
der europäischen Politik" positiv herausgestellt, andererseits wird eine Reform
gefordert („Deshalb sind wir als Übergangsmaßnahme für eine Beschränkung
der unbegrenzten Abnahmegarantien"); hier werden wiederum die bereits be-
kannten Interessenunterschiede erkennbar.

Die Ausführung der Erklärung zu institutionellen Reformen werden weder
von den Briten noch von den Dänen mitgetragen; erstere enthalten sich, wäh-
rend die Dänen ausdrückliche Vorbehalte anmelden. Es geht um die Auswei-
tung der Rechte des EP, die Initiativen von EP und Dooge-Ausschuß zur Er-
richtung einer Europäischen Union und um die Einberufung einer Regierungs-
konferenz. In dieser Frage sind die Fronten innerhalb des Bundes unverändert
geblieben.

Der letzte Teil der Erklärung („Ein starkes und offenes Europa") ist den Au-
ßenbeziehungen gewidmet. Zunächst werden mögliche Folgen der Süderweite-
rung für die Beziehungen zu den Mittelmeerstaaten angesprochen und die Lö-
sung der Probleme im Rahmen eines globalen Konzepts empfohlen. Breiten
Raum nehmen dann Fragen der Ost/West-Beziehungen und der Sicherheitspo-
litik ein. Unter Hinweis auf den KSZE-Prozeß wird eine neue Phase der Ent-
spannung befürwortet; der Rüstungswettlauf wird verurteilt und wirksame
Maßnahmen von Rüstungskontrolle und Abrüstung werden gefordert. SDI
wird nicht geradeheraus verurteilt, sondern es werden „die aus ihm erwachsen-
den Gefahren der Destabilisierung" unterstrichen. Der Zusatz („Von daher ist
die politische Zusammenarbeit zwischen den europäischen Ländern auch auf
diesem Gebiet notwendig, um zu einer einheitlichen Haltung zu kommen")
verweist auf nach wie vor bestehende Auffassungsunterschiede zwischen den
Parteien16. Schließlich bekräftigen die Parteien erneut die Zusammenarbeit
und Solidarität mit den Ländern der dritten Welt.

Der Vorsitzende des Bundes, Joop den Uyl, wird in seinem Amt ebenso be-
stätigt wie Mauro Giallombardo als Generalsekretär.

Von erheblicher Bedeutung für die Arbeit des Bundes sind die Arbeitsgrup-
pen. Im Jahre 1985 wurden zwei zusätzliche eingesetzt. Die Arbeitsgruppe für
ausländische Arbeitnehmer (Vorsitz: Ph. Farine) präsentierte als erstes Ergeb-
nis die Forderung nach der Gewährung des kommunalen Wahlrechts für alle
EG-Bürger; später soll es allen Ausländern gewährt werden. Die Forderung
wurde zum Jahresende auf einer Bürositzung angenommen. Die unter Leitung
von V. Hauff stehende neue Arbeitsgruppe Umwelt stützt sich auf Vorarbeiten
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der SPD, die auf diesem Gebiet den anderen Parteien weit voraus ist, hat aber
bis zum Jahresende noch keine Ergebnisse vorgelegt. Aktiv waren weiterhin
die Arbeitsgruppe Wirtschaft, die wesentliche Vorarbeiten für die Kongreßer-
klärung geleistet hat; sodann die Arbeitsgruppe Europäische Union und Insti-
tutionen, an deren Arbeiten Briten und Dänen nicht mitwirkten. Eine zum Jah-
resende publizierte Erklärung („Demokratischere und leistungsfähigere Insti-
tutionen für die Europäische Union") firmierte daher auch nicht als Votum des
Bundes, sondern derjenigen Mitgliedsparteien, die sich an den Arbeiten betei-
ligt haben und die Aussagen unterstützen, die sich auf den Vertragsentwurf des
EP und den Bericht des Dooge-Ausschusses beziehen. Die Arbeitsgruppe Kul-
tur befaßt sich primär mit dem Problem der modernen Kommunikation und der
Medien, hat aber noch keine Ergebnisse vorgelegt. Eine ad hoc-Arbeitsgruppe
befaßte sich speziell mit SDI und EUREKA.

So bietet der Bund im Jahr 1985 das Bild einer recht aktiven, aber in wichti-
gen Fragen nach wie vor politisch noch nicht übereinstimmenden transnationa-
len Parteiföderation. Während sich der Bund immer wieder um Konsens bemü-
hen muß, um als transnationale Parteiorganisation in Erscheinung zu treten
und sich zu artikulieren — und nicht wie im Fall der EG-Reform lediglich eine
Äußerung einer Gruppe von Mitgliedsparteien vorzulegen —, ist die Sozialisti-
sche Fraktion im EP ständig gehalten, Mehrheitsvoten zu produzieren, weil
sich die Fraktion zu verschiedenen Tagesordnungspunkten verbindlich äußern
muß. Das erklärt, warum der Fraktion ein höherer „Integrationsgrad" als dem
Bund bescheinigt wird17. Für das Verhältnis von Bund und Fraktion folgt dar-
aus, daß letztere keinen Führungsanspruch des Bundes anerkennt. Anderer-
seits beansprucht der Bund, der Fraktion mit dem Wahlmanifest die Grundlage
für politischen Basiskonsens geliefert zu haben. Die Fraktion erfuhr zum Jah-
reswechsel 1985/86 durch Hinzutritt 36 spanischer und 6 portugiesischer Mit-
glieder eine erhebliche zahlenmäßige Stärkung; mit 172 Mitgliedern ist sie die
mit Abstand größte Fraktion im EP. Wie sich diese Erweiterung auf Kohäsion
und Handlungsfähigkeit der Fraktion, aber auch auf das Verhältnis zum Bund
auswirken wird, bleibt abzuwarten.

Die volle Eigenständigkeit der nationalen Mitgliedsparteien wird durch Exi-
stenz und Aktivitäten des Bundes nicht eingeschränkt. Für die britische Labour
Party muß allerdings festgehalten werden, daß die EG-feindliche Gruppe durch
die Parteiführung auf die Befolgung des im Wahlmanifest des Bundes enthalte-
nen Basiskonsens verpflichtet wurde, zu dem der Verzicht auf Austrittsabsich-
ten gehört.

Die Europäische Volkspartei (EVP) und die Europäische Union Christlicher
Demokraten (EUCD)

Im Mittelpunkt ihrer politischen Arbeit stand 1985 für die EVP die EG-Re-
form. Erstmals wurden während eines Jahres drei sogenannte Gipfelkonferen-
zen abgehalten: im April in Luxemburg, im Juni in Rom und im November in
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Brüssel trafen sich christlich-demokratische Regierungschefs, Parteivorsitzen-
de, Minister in besonders wichtigen Positionen, EG-Kommissare, und Reprä-
sentanten des EP. Mit diesem in den Statuten nicht vorgesehenen Gremium
versuchen die EVP-Mitgliedsparteien, ihre transnationale Parteiorganisation
zum Rahmen für die Abstimmung gemeinsamer Positionen zu machen, die
dann in Beratungen der EG-Organe zur Geltung kommen sollen. Da in fünf
Mitgliedstaaten christlich-demokratische Politiker das Amt des Regierungs-
chefs innehaben und in Italien die DC nach wie vor starken Einfluß auf den
Kurs der (Koalitions-)Regierung hat, kann diesen Gipfelkonferenzen eine
nicht unerhebliche Bedeutung zugeschrieben werden.

Auf der ersten Konferenz18 sprachen sich die Teilnehmer für die Abhaltung
einer Regierungskonferenz zur Errichtung einer Europäischen Union auf der
Grundlage des Berichts des Dooge-Ausschusses und des Vertragsentwurfs des
EP aus. Die Präsidenten von EG-Kommission und EP müßten an der Konfe-
renz teilnehmen. Auf der zweiten Konferenz19 unmittelbar vor dem Mailänder
Treffen des Europäischen Rates wurden inhaltliche Forderungen für die Euro-
päische Union gestellt. Die Befugnisse des EP seien zu einem echten Mitent-
scheidungsrecht auszubauen; Mehrheitsabstimmungen im Rat müßten die Re-
gel werden; die Kommission müsse zu einem eigenständigen Gemeinschaftsor-
gan werden. Hinsichtlich der Politikbereiche wurden die Verwirklichung des
Binnenmarktes, die Weiterentwicklung des EWS — verbunden mit wirtschafts-
politischer Konvergenz in den Mitgliedstaaten — und der Ausgleich wirtschaft-
licher und sozialer Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten gefordert. Die
Gemeinschaft müsse Kompetenzen auf den Gebieten Forschung, Technologie
und Umwelt erhalten. In Mailand müsse ein klares Mandat für die Regierungs-
konferenz formuliert werden. Das Politische Büro der EVP hat unmittelbar
nach Mailand die dort gefaßten Beschlüsse begrüßt20, zugleich aber darauf auf-
merksam gemacht, daß die jetzt geplante Reformstrategie auf dem Weg über
eine Vertragsänderung und -ergänzung Einstimmigkeit voraussetze. Falls sich
auch nur ein Mitglied verweigere, müßten — so die EVP-Erklärung — gegebe-
nenfalls neue Wege gesucht werden, wie die Europäische Union zu errichten
sei; ein unmißverständlicher Hinweis auf Integrationsfortschritt in kleinerem
Kreis, wie in Konzepten ,abgestufter Integration' umrissen.

Der EVP-Gipfel im November 21, der die Beratungen der Regierungskonfe-
renz gleichsam kommentierend begleitete, nannte dann als zusätzliche Elemen-
te der Vertragsänderung und -ergänzung: wirtschaftliche und soziale Kohäsion
in der Gemeinschaft; Institutionalisierung, also vertragliche Abstützung der
EPZ, wobei die politischen Aspekte der Sicherheit einbezogen werden müß-
ten; Schaffung eines europäischen Rechtsraums; schließlich mehr Kooperation
von Schulen, Hochschulen und Forschungseinrichtungen als Voraussetzung
und Beitrag zur Bildung einer europäischen Identität.

Mit den Beschlüssen des Europäischen Rates zur EG-Reform, Anfang De-
zember 1985 in Luxemburg, konnten die Repräsentanten der EVP nicht zufrie-
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den sein, da sie weit hinter den Erwartungen, aber auch den mehrfach bekräf-
tigten Positionen der EVP-Gipfeltreffen zurückblieben. Bereits kurz vor Ab-
schluß der Luxemburger Tagung des Europäischen Rates warnten die Präsi-
denten von EVP und EUCD sowie der Vorsitzende der EVP-Fraktion im EP in
einer gemeinsamen Erklärung vor „realen Gefahren weiterer Intergouverne-
mentalisierung und Desintegration". Der Vorgang lehrt, daß im Rahmen einer
transnationalen Parteiorganisation einmütig gefaßte Beschlüsse noch keine Ge-
währ dafür bieten, daß ihre Unterzeichner — in diesem Fall die Regierungs-
chefs der EVP — sie als oberste Richtschnur verstehen und umzusetzen versu-
chen.

1985 war für die EVP kein Kongreß-Jahr. Das Politische Büro tagte sechs-
mal, dreimal gemeinsam mit dem der EUCD. Auf der März-Sitzung wurde die
Führung der EVP neugewählt22. Leo Tindemans, seit der Gründung 1976 Prä-
sident, kandidierte nicht mehr; zu seinem Nachfolger wurde der Holländer
Bukman gewählt.

Zu den aktuellen Beratungsthemen der EVP gehörte die Frage der Reform
der EG-Agrarpolitik, wo sich die Mitgliedsparteien angesichts unterschiedli-
cher Interessen um eine gemeinsame Position bemühten, was allerdings erfolg-
los blieb. Auf Auffassungsunterschiede deutete auch eine Aussprache zwischen
dem EVP-Exekutivkomitee und dem deutschen Finanzminister Stoltenberg im
April in Düsseldorf hin; es ging um den künftigen deutschen Finanzbeitrag und
die Weiterentwicklung des EWS. Wie bei den anderen Parteienbünden spielten
die Außen- und Sicherheitspolitik, aber auch die europäisch-amerikanischen
Beziehungen eine herausragende Rolle23. Zum Genfer Gipfel zwischen
Reagan und Gorbatschow, dessen Zustandekommen nachdrücklich begrüßt
wurde, hieß es, daß die Sicherheit Europas nur im Rahmen der NATO und nur
gemeinsam mit den USA gewährleistet werden könne. Weitere Bemühungen
um Abrüstung und Entspannung müßten von Fortschritten bei der Beilegung
regionaler Krisen in verschiedenen Teilen der Welt begleitet werden; eine Auf-
fassung, die vom Ansatz her dem Konzept der US-Regierung entspricht. Die
EVP befürwortete nachdrücklich die Abstimmung der europäischen Staaten
über die Bedingungen einer Beteiligung an SDI sowie Konsultationen in der
NATO, um die Einheit der Allianz zu wahren. Die zu beiden Punkten beste-
henden Besorgnisse sind unüberhörbar. Unter EVI wird die Entwicklung
nicht-nuklearer Verteidigungsmittel verstanden; sie soll im WEU-Rahmen und
gemeinsam mit den USA vorgenommen werden. In Rüstungskontrollverhand-
lungen müßten auch Projekte wie SDI und EVI einbezogen werden. Die Erklä-
rung macht deutlich, daß die WEU als geeigneter europäischer Rahmen gese-
hen wird, beide Fragen zu beraten, nicht hingegen die EG.

Im Mittelpunkt der Arbeit der EUCD stand der Kongreß, der vom 6.-8. Ju-
ni 1985 in Madrid (und in Barcelona mit abschließender Manifestation) abge-
halten wurde. Die umfangreiche Schlußerklärung24 unter dem Motte „Die
Einigung Europas — Verpflichtung zur demokratischen Solidarität", äußerte
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sich zu folgenden Punkten: „Frieden in Freiheit und Sicherheit für Europa",
„Eine Wirtschafts- und Sozialpolitik im Dienste des Menschen" und „Die Rolle
Spaniens und Portugals in Europa". Das Politische Büro der EUCD hat am
Rande des Madrider Kongresses ein neues Präsidium gewählt25, Präsident wur-
de der Italiener Emilio Colombo, der auf seinen nicht wieder kandidierenden
Landsmann Andreotti folgte. Als Generalsekretär wurde Thomas Jansen be-
stätigt, der dieses Amt auch für die EVP ausübt.

Besonderes Augenmerk schenkte die EUCD der weiteren Entwicklung der
Christlich-Demokratischen Internationale (CDI) und damit Entwicklungen in
anderen Teilen der Welt, wo christlich-demokratische Parteien politisch wir-
ken. Entsprechend der Anregung der lateinamerikanischen Organisation
Christlich Demokratischer Parteien (ODCA) stimmte die EUCD zu, daß die
Ämter von Präsident und Generalsekretär der CDI zwischen den beiden Konti-
nenten rotieren sollen. Die nächste CDI-Generalversammlung wurde für Früh-
jahr 1986 nach Lissabon geplant.

EVP und EUCD setzten 1985 eine neue gemeinsame Arbeitsgruppe ein, die
über „Geistige Grundlagen christlich-demokratischer Politik" beraten soll;
Vorsitzender ist zunächst der Generalsekretär. Beide Parteiorganisationen ge-
ben seit 1985 auch ein Bulletin — jeweils getrennt für EVP und EUCD — her-
aus26.

Was das Verhältnis von EVP (und EUCD) zu den Mitgliedsparteien angeht,
so wird deren Engagement als noch nicht befriedigend angesehen. Insbesonde-
re die Gipfelkonferenzen haben jedoch die Verklammerung gefördert. Im Ver-
hältnis der Parteiorganisation EVP und der EVP-Fraktion im EP ist die Frak-
tion als dynamischeres Element anzusehen, das auch hauptsächlich das Profil
christlich-demokratischer Politik innerhalb der EG bestimmt. Der zum Jahres-
wechsel 1985/86 erfolgte Beitritt Portugals und Spaniens hat der EVP-Fraktion
nur relativ bescheidenen Zuwachs gebracht: sieben spanische und zwei portu-
giesische Abgeordnete.

Die Europäische Demokratische Union (EDU)27

Zum ersten Mal fand die Parteiführer-Konferenz, seither eindeutig das auch
politisch wichtigste Ereignis in der Arbeit der EDU, nicht in Europa statt. Aus
praktischen Gründen wurde dieses Jahrestreffen unmittelbar anschließend an
die 2. Parteiführerkonferenz der Internationalen Demokratischen Union
(IDU) - sie fand am 25726. Juli 1985 in Washington, D.C. statt - angesetzt.
Es fällt auf, daß sehr viel weniger Prominenz am Jahrestreffen teilnahm als in
den Jahren vorher: neben dem EDU-Präsidenten A. Mock nur P. Schlüter
(Ministerpräsident Dänemarks), J. Chirac aus Paris und Fraga Iribarne (spani-
scher Oppositionschef). M. Thatcher, F. J. Strauß und der norwegische Regie-
rungschef K. Willoch waren nach dem IDU-Treffen gleich abgereist. Daraus ist
nun nicht der Schluß zu ziehen, die Mitgliedsparteien würden der EDU keine
große Bedeutung mehr beimessen. Vielmehr spiegelt sich darin wohl auch, daß
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andere Gremien an Bedeutung — jedenfalls für die praktische politische Arbeit
— gewonnen haben. Das ist zum einen der Lenkungsausschuß, der 1985 drei-
mal zusammentrat: am 15. März in Luxemburg, am 14./15. Juli in Wien und am
18./19. Oktober in Lissabon. Auf diesen Sitzungen wurden alle wesentlichen
Fragen behandelt und Stellungnahmen abgegeben; die Fachkommissions-Be-
richte wurden hier entgegengenommen und beraten; hier wurde auch die Par-
teiführerkonferenz vorbereitet, so daß ihr letztlich nur noch die Funktion zu-
kam, bereits gefaßte Beschlüsse zu ratifizieren.

Da sind zum zweiten drei Fach-Kommissionen. Am wichtigsten war auch
1985 die unter dem Vorsitz von B. Vogel stehende Kommission „Europäische
Politik — Europäische Strukturen". Sie wird von den Mitgliedsparteien als der
wertvollste Begegnungsrahmen angesehen, was nicht zuletzt die durchweg brei-
te Präsenz der Mitgliedsorganisationen an den drei Sitzungen im Jahre 1985 —
4. Februar, 29. April, 14. Oktober, jeweils in Mainz — bestätigt. Diese Kom-
mission ist insbesondere der Rahmen, in dem eine der Hauptfunktionen der
EDU wahrgenommen wird: die Koordinierung verschiedener Fraktionen des
Europäischen Parlaments. CDU/CSU-Vertreter treffen in diesem Gremium
mit Repräsentanten der Konservativen28 und Gaullisten zusammen. Die Wahl
P. Pflimlins zum Präsidenten des EP wird auf solche Absprachen zurückge-
führt. Zwei weitere Kommissionen befassen sich mit „Grenzüberschreitendem
Umweltschutz" und „Modernen Technologien". Die Beratungsergebnisse der
Kommission werden jeweils dem Lenkungsausschuß vorgelegt, sodann der Par-
teiführerkonferenz und — als Novum — der EDU-Parlamentarierkonferenz.
Dabei handelt es sich um eine neue Einrichtung, die die Palette der EDU-Gre-
mien ergänzt; das erste Treffen wurde für Mai 1986 nach Berlin (in den Reichs-
tag) einberufen.

Die Mitgliederzahl der EDU vergrößerte sich 1985. Die Christlich-Soziale
Partei Luxemburgs wurde auf Beschluß der Parteiführerkonferenz Ständiger
Beobachter. Als Vollmitglied wurde nach längeren internen Beratungen die
Partei des türkischen Ministerpräsidenten T. Özal, die Vaterlandspartei (Ana-
vatan Partisi), aufgenommen.

Anmerkungen
1 Agence Europe Nr. 4067, v. 11.4.1985, S. 3.
2 Agence Europe Nr. 4070, v. 15./16.4.1985, S.

4.
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schen Zeitung, Juli/August 1985, S. 12.
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die Ausarbeitung von Michael Steed und De-
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European Communities, London 1985 (ver-
öff. von der Liberal European Action Group,
Europe House).
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6 In einem von Emil Kirchner herausgegebe-
nen, gegen Jahresende 1986 erscheinenden
Sammelband über „Liberal Parties in We-
stern Europe" (bei Cambridge University
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Generalsekretärin der ELD, Mechthild von
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9 Agence Europe Nr. 4105, v. 8.6.1985, S. 3.
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beträchtlichen — Zuwachs: neun Mitglieder
der portugiesischen PSD, nach ihrem deutli-
chen Wahlsieg im Oktober 1985 Regierungs-
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nisterpräsident, stellen die zweitgrößte natio-
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Weiterhin traten zwei spanische Abgeordnete
der Fraktion bei.
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teienzusammenschlüsse, in: Jahrbuch der Eu-
ropäischen Integration 1984, Bonn 1985, S.
271-283, hier: S. 273-276.

14 Agence Europe Nr. 4066, v. 9./10.4.1985, S.
4.

15 Als solche bezeichnet der Generalsekretär
die Schlußerklärung (Interview, Anm. 12).
Die Texte liegen in hektographierter Form
vor. Eine ganz kurze Zusammenfassung ent-
hält Agence Europe Nr. 4067, v. 11.4.1985,
S. 3.

16 So sind die italienischen Sozialisten den USA
gegenüber weit weniger kritisch eingestellt als
andere Mitgliedsparteien.

17 Vgl. die Aussage von Generalsekretär Gial-
lombardo in einem Interview (Anm. 12).

18 Agence Europe Nr. 4076, v. 24.4.1985, S. 4.
19 Agence Europe Nr. 4114, v. 21.6.1985, S. 3/

4.
20 Agence Europe Nr. 4124, v. 4.7.1985, S. 3.
21 Agence Europe Nr. 4202, v. 12./13.11.1985,

S. 4/5.
22 Agence Europe Nr. 4042, v. 6.3.1985, S. 3.
23 Das Generalsekretariat der EVP hat für die

Delegierten des VI. Kongresses im April
1986 in hektographierter Form eine Ausar-
beitung über „Aktivitäten der Gremien von
EVP und EUCD, April 1984-April 1986"
vorgelegt. Darin sind die Entschließungen
der Gremien enthalten.

24 Die Schlußerklärung findet sich in der Ausar-
beitung des EVPAEUCD-Generalsekreta-
riats (Anm. 23), sowie im EUCD-Bulletin.

25 EUCD-Bulletin Nr. 2.
26 Das Bulletin ist eine wichtige Quelle und

wurde auch für die Anfertigung dieses Bei-
trags genutzt.

27 Das 1986 in Wien (Sitz des Generalsekreta-
riats) herausgegebene EDU-Jahrbuch 1985
(in englischer Sprache) ist die wichtigste
Quelle für diesen Abschnitt und stellt auch
sämtliche Beratungsthemen der EDU in 1985
ausführlich dar.

28 Die Fraktion der Konservativen im EP, sie
nennt sich Fraktion der europäischen Demo-
kraten, erhielt zum Jahreswechsel 1985/86 im
Gefolge der vollzogenen Süderweiterung Zu-
wachs; 13 Abgeordnete der spanischen
Volksallianz traten hinzu und festigten die
Stellung der Fraktion als drittstärkste politi-
sche Gruppe im EP.
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